
Aufruf

Die Altenp flegerin Brigitte Heinisch geht zum
Europäischen Gericht shof für

Menschenrechte

Für das demokratische Recht auf Meinungsfreiheit

Zitat Brigitte Heinisch aus dem
ersten Flugblatt des Solikreises:
„Ich wünsche mir jeden pflege-
bedürftigen Menschen ohne
Hast und Eile
-  bei der Ernährung zu unter-
   stützen;
-  so oft bei den Ausscheidungen
   zu unterstützen wie er es be-
   nötigt;
-  bei der Körperpflege zu unter-
   stützen wie er es benötigt
-  die Möglichkeit eines Ge-
   sprächs zu bieten;
-  die Möglichkeit einer optimalen
   Begleitung in seiner letzten
   Lebensphase zu bieten.
Schließen wir uns zusammen!“

Brigitte Heinisch kämpft seit Januar 2005 gegen ihre
politische Kündigung. Sie hatte wegen die Pflegemiss-
stände beim Vivanteskonzern Berlin bei der Staatsan-
waltschaft Anzeige wegen Betrug und Nötigung gestellt.
Alle internen Wege waren umsonst. Es gab Druck und
Androhungen von Kündigungen gegen kritische Kol-
leginnen. Brigitte reichte die „Kultur des Hinschauens“
(Angela Merkel) nicht aus. „Ich konnte es mit meinem
Gewissen nicht mehr verantworten, wie auf Kosten der
Patienten und Pflegekräfte der Vivanteskonzern Profit
machte. Nicht der Mensch steht im Mittelpunkt, son-
dern der Gewinn.“ Sie handelte und zeigte Vivantes
an. Die Staatsanwaltschaft nahm jedoch keine Ermitt-
lungen auf und stellte das Verfahren dann kurzfristig
ein. Einen Tag später bekam Brigitte dann die krank-
heitsbedingte Kündigung. Das lässt aufhorchen!
Schließlich gehört Vivantes dem Berliner Senat und
deren Vertreter sitzen im Aufsichtsrat. Brigitte gab nicht
auf und ging an die Öffentlichkeit. Es folgten deshalb
zwei weitere Kündigungen. Bekanntlich hält dreifach
besser. Der Betriebsrat widersprach sämtlichen Kün-
digungen. Und Brigitte war nicht allein.
Es gründete sich ein Solidaritätskreis „Menschenwür-
dige Pflege“, der bis heute Brigitte unterstützt. Wir or-
ganisierten eine Unterschriftenliste gegen die politische
Kündigung, schrieben Flugblätter, informierten die
Medien und erhielten viel Solidarität und Unterstützung
von vielen verschiedenen Menschen. Die Gewerk-
schaft Verdi FB 3 und die Verdi Betriebsgruppe des
Vivantes Krankenhauses Neukölln arbeiten seitdem mit
dem Solikreis zusammen. Mehrfach wurde in verschie-
denen Medien darüber berichtet. Brigitte wurde von
den Zuschauern zur „Heldin des Alltags“ in Brisant Bril-
lant 2006  gewählt und im Jahr 2007 als erste Nichta-
kademikerin mit dem internationalen Whistleblower-
preis  ausgezeichnet.



Dieser Preis wird regelmäßig von einer Vereinigung kritischer Wissenschaftler an mutige Personen
verliehen, die gesellschaftlich relevante Missstände aufdecken.
Solche sind aus den Pflegeheimen sind bekannt; Politiker und andere Verantwortliche tun em-
pört, fordern die Menschen auf, Anzeige zu erstatten, bieten anonyme Internetseiten an und
singen das Hohelied auf das Grundgesetz: Artikel 1 „Die Würde des Menschen ist unantastbar“,
oder auf Artikel 18/19: „Das Recht auf Gewissens- und Meinungsfreiheit“. Sie sagen aber nicht,
dass das Betriebsverfassungsgesetz eine politische Betätigung im Betrieb verbietet. Und wer die
Arbeitsbedingungen kritisiert und mit den Kollegen gemeinsam versucht, diese zu verbessern,
wird bedroht und mundtot gemacht. Anonyme Anzeigen zeigen nur, dass die demokratischen
Rechte im Betrieb ausgeschaltet sind. Das sehen die Gerichte auch so.
Das Landesarbeitsgericht Berlin verurteilte Brigitte wegen ihrer Anzeige bei der Staatsanwalt-
schaft, obwohl die Berichte des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) 2003-2005
die Missstände bestätigten. „Das Gericht ist für die Missstände nicht zuständig“ so die Richter.
Der „Arbeitnehmer“ muss dem „Arbeitgeber“ gegenüber loyal sein.
Das Bundesarbeitsgericht bestätigte im Dezember 2007 dieses Urteil, d. h. dieses Urteil ist und
bleibt ein Maulkorb für alle Kollege/innen bundesweit. Es erschwert den Kampf gegen die Miss-
stände im Altenpflegebrereich und ist ein Freibrief für Profiteure.
Das Bundesverfassungsgericht ließ sich viel Zeit, um sich dann mit Nichtbefassung peinlich zu
blamieren. Wir sind der Meinung, die zuständigen Richter haben sich einfach davor gedrückt,
eine Entscheidung entweder für das demokratische Recht auf Meinungsfreiheit oder dagegen zu
fällen, d. h. die politische Unterdrückung zu legitimieren. So oder so wäre es eine brisante politi-
sche Entscheidung gewesen. Das kann nicht hingenommen werden.

Wir fordern weiterhin:

Sofortige Rücknahme der politisch motivierten Kündigung von Brigitte
Heinisch und ihre W iedereinstellung!

Wir gehen in die nächste juristische Runde und organisieren bundes-, bzw. europaweit, die So-
lidarität für Brigitte Heinisch. Wir unterstützen sie in ihrem Mut, Missstände an die Öffentlichkeit
zu bringen. Ganz aktuell haben wir die Nachricht erhalten, dass die Staatsanwaltschaft von sich
aus gegen den Vivantes-Konzern wegen Prozessbetrugs ermittelt. Der Kampf um demokrati
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sche und politische Rechte geht alle an. Wir organisieren bun-
des-, bzw. europaweit die Solidarität für Brigitte. Dieser Aufruf
ist mit einer Unterschriftenliste verbunden, die sich von der
Homepage „www.menschenwuerdige-pflege.de“ herunterladen
lässt. Wir rufen alle auf, unsere Arbeit mit Unterschriftensamm-
lungen und Spenden zu unterstützen. Die Gewerkschaft verdi
hat die Anwaltskosten für die Klage beim Bundesverfassungs-
gericht übernommen und weitere Unterstützung zugesagt.
Wir danken allen, die Brigitte Heinisch und die
Arbeit des Solikreises unterstützen.


